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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Als Reaktion auf die zunehmenden Fälle von Gewalt und Drohungen gegen Beamte,
seien es Polizistinnen und Polizisten, Beamte in Sozialdiensten oder bei
Betreibungsämtern, reichte der Kanton Bern im Oktober 2016 eine Standesinitiative
ein, mit der er bei Gewalt und Drohung gegen Behörden und Beamte zwingend eine
Freiheitsstrafe forderte. Im Januar 2017 bzw. im Februar 2018 gaben die
Rechtskommissionen beider Räte der Standesinitiative Folge. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 23.02.2018
KARIN FRICK

Privatrecht

Mit der 2012 eingereichten Standesinitiative „Prostitution ist nicht sittenwidrig“
forderte der Kanton Bern den Bund auf, Verträge zur Erbringung einer sexuellen
Handlung gegen Entgelt durch eine entsprechende Gesetzesbestimmung als
rechtsgültig zu erklären. Dadurch soll sowohl der Rechtsschutz der betroffenen
Personen gestärkt als auch ein Beitrag zur Bekämpfung des Menschenhandels geleistet
werden. Die Rechtskommissionen beider Räte hatten der Initiative 2013 Folge gegeben.
Im September 2015 verlängerte der Ständerat auf Antrag seiner Kommission die Frist für
die Ausarbeitung eines Erlassentwurfs bis zur Wintersession 2017. Die Kommission
wollte ihre Arbeit am Erlassentwurf nicht fortsetzen, bevor sie vom Bericht des
Bundesrates  über die Problematik von Prostitution und Menschenhandel zum Zweck
der sexuellen Ausbeutung (in Erfüllung diverser Postulate) Kenntnis haben werde.

Im Januar 2016 befasste sich die RK-SR erneut mit dem Berner Anliegen und beantragte
ihrem Rat, die Standesinitiative abzuschreiben. In der Argumentation stützte sie sich
auf einen Entscheid des Bezirksgerichts Horgen vom 9. Juli 2013, in welchem das
Gericht entschied, die Sittenwidrigkeit gemäss Artikel 20 OR könne bei der Forderung
einer Prostituierten gegenüber ihrem Freier heute nicht mehr bejaht werden. Die
Kommission sah darin die Bestätigung, dass das Anliegen der Standesinitiative in der
heutigen Rechtsprechung umgesetzt werde und eine gesetzliche Festschreibung
deshalb nicht notwendig sei. Ausserdem könnten durch die gesetzliche Normierung des
Konstruktes „Prostitution“ neue Lücken und Rechtsunsicherheiten hinsichtlich der
Vertragsauslegung entstehen, womit der effektive Nutzen für die Prostituierten in Frage
gestellt würde. Der Ständerat und später auch der Nationalrat folgten dieser
Argumentation und schrieben die Standesinitiative ab. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.06.2016
KARIN FRICK

Aufgrund der positiven Erfahrung mit dem in der Zivilprozessordnung festgelegten
Schlichtungsverfahren forderte der Kanton Bern in einer Standesinitiative, den
Kantonen solle die Möglichkeit gegeben werden, das Erfolgsmodell
Schlichtungsverhandlung auszubauen, so dass die Schlichtungsbehörden auch in
Streitfällen mit höherem Streitwert als bisher vorgesehen einen Entscheid fällen
können. Der Ständerat gab der Initiative keine Folge mit der Begründung, man wolle nur
grosse und dringliche Probleme betreffend die Zivilprozessordnung angehen, bevor die
laufende Praxistauglichkeits-Evaluation abgeschlossen ist. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.12.2016
KARIN FRICK

Wie schon zuvor ihre Schwesterkommission war auch die RK-NR dem Anliegen des
Kantons Bern, das Erfolgsmodell Schlichtungsverhandlung auszubauen, nicht
grundsätzlich abgeneigt, wollte jedoch die Ergebnisse der laufenden Gesamtevaluation
der Zivilprozessordnung abwarten, bevor daran weitere Anpassungen vorgenommen
würden. Der Nationalrat folgte in der Wintersession 2017 seiner Kommission und gab
der Initiative keine Folge. Da sie im Vorjahr bereits vom Ständerat abgelehnt worden
war, war sie somit erledigt. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.12.2017
KARIN FRICK
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Öffentliche Ordnung

Wenn es bei über das Internet organisierten Demonstrationen – wie «Tanz dich frei»
2013 –  zu Sachbeschädigungen und Ausschreitungen kommt, steht die Polizei vor dem
Problem, dass die Urheber nur schwer zu fassen sind. Um diesem Problem abzuhelfen,
forderte eine Standesinitiative des Kantons Bern, dass die Anonymität von
Organisatoren, die über das Internet zu unbewilligten Demonstrationen und
Grossanlässen aufrufen, aufgehoben würde. Durch eine gerichtliche Anordnung soll den
Polizeibehörden die IT-Adresse der Organisatoren bekannt gegeben werden. Die
dadurch ermöglichte Zusammenarbeit zwischen Behörden und Organisatoren dient der
präventiven Gefahrenminimierung. Der Ständerat gab der Initiative zwar keine Folge,
unterstützte jedoch mit 31 zu 8 Stimmen ein ähnliches Postulat seiner
Sicherheitskommission (Po. 14.3672). Dieses beauftragt den Bundesrat bis Mitte 2015
mit der Ausarbeitung eines Berichts zu allfälligen Umsetzungsmöglichkeiten der
Standesinitiative. Ein Ordnungsantrag Rechsteiner (sp, SG) für die Rückweisung des
Geschäfts an die Kommission fand keine Mehrheit. Der Bundesrat selbst hatte das
Postulat abgelehnt. Da der Aufruf zu solchen Events an sich noch keinen
Straftatbestand darstelle, würde bei der Bekanntgabe der Adressen das
Verhältnismässigkeitsprinzip nicht gewahrt. Zudem wollte der Bundesrat zuerst die
Beratungen des BÜPF und des Nachrichtendienstgesetzes abwarten. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.12.2014
NADJA ACKERMANN

Nachdem der Ständerat im Jahr 2014 die Standesinitiative des Kantons Bern zur
Aufhebung der Anonymität von Organisatoren von Demonstrationen und
Grossveranstaltungen abgelehnt hatte, gab ihr im März 2016 auch der Nationalrat auf
Antrag seiner sicherheitspolitischen Kommission keine Folge. Die Kommission und der
Rat waren der Ansicht, dass die Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit in
die Polizeihoheit der Kantone falle, weshalb in diesem Bereich die Kantone
gesetzgeberisch tätig werden müssten, sollten sie dies als nötig erachten. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.03.2016
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Verschiedene Resultate der Gesamterneuerungswahlen vom Vorjahr waren Anlass für
Vorstösse mit Reformvorschlägen für die Nationalratswahlen. Der Umstand, dass
erstmals seit 1979 kein Vertreter des französischsprachigen Berner Juras in den
Nationalrat gewählt wurde, bewegte den Kanton Bern zur Einreichung einer
Standesinitiative (12.314), die eine Zusicherung einer adäquaten Anzahl Sitze für
sprachliche Minderheiten in mehrsprachigen Kantonen fordert. Das Begehren war im
Berichtsjahr von der SPK-NR und der SPK-SR noch nicht behandelt worden. Eine
Motion der FDP-Liberale Fraktion (12.3374) und eine Motion Frehner (svp, BS) (12.3050)
forderten ein Verbot von Listenverbindungen. Wahltaktische Überlegungen hätten zu
Verzerrungen des Wählerwillens geführt. Frehner (svp, BS) führte in seiner Begründung
das Beispiel seines eigenen Kantons an, in welchem die abgewählte grüne Nationalrätin
Anita Lachenmeier (gp, BS) zwar etwa dreimal mehr Stimmen als der neu gewählte
Markus Lehmann (cvp, BS) erhalten habe, letzterer aber dank der Listenverbindung der
CVP mit GLP, EVP und BDP den Sitz erobern konnte. In seiner Stellungnahme wies der
Bundesrat darauf hin, dass Listenverbindungen in den vergangenen Jahrzehnten
tatsächlich kontinuierlich zugenommen hätten und eine Folge des
Sitzzuteilungsverfahrens Hagenbach-Bischoff seien. Vor- und Nachteile dieses
bewährten Systems würden sich die Waage halten und eine Änderung sei nicht
angezeigt. Die Verzerrungen seien primär Folge der sehr unterschiedlichen Grösse der
Kantone als Wahlkreise und ein Verbot von Listenverbindungen käme lediglich einer
Symptombekämpfung gleich. Beide Motionen wurden im Berichtsjahr noch nicht
behandelt. Eine Korrektur dieser Verzerrung mit Hilfe eines alternativen
Wahlverfahrens, des so genannten „doppelten Pukelsheim“, schlug eine Motion Minder
(parteilos, SH) (12.3711) vor. Mit dem doppeltproportionalen Sitzverteilungsverfahren
werden Sitze in einem ersten Schritt auf die Parteilisten gemäss nationalem
Wähleranteil und erst in einem zweiten Schritt auf die einzelnen Kantone verteilt. Damit
würden nicht nur Listenverbindungen obsolet, sondern auch Verzerrungen des
Wählerwillens würden zumindest verkleinert. Diese Idee, die bereits Gegenstand
mehrerer früherer erfolgloser Vorstösse (Po. 03.3377 (Genner), Po. 07.3884 (Waber),
Pa.Iv. 09.410 (Zisyadis)) sowie verschiedener kantonaler Reformen war, fand jedoch
weder beim Bundesrat noch in der kleinen Kammer genügend Anhänger. Der Bundesrat
wollte erst die Entwicklungen in den Kantonen abwarten, weil die Wahlprozedere

STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.11.2012
MARC BÜHLMANN
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möglichst auf allen föderalen Stufen gleich sein sollten. Die ablehnende Haltung
gegenüber der Einführung des doppelten Pukelsheim in den Kantonen Bern, Luzern,
Schwyz, Zug, Solothurn, Basel-Stadt und St. Gallen weise auf eine gewisse Skepsis in der
Bevölkerung hin, auch wenn das Verfahren in den Kantonen Zürich, Aargau und
Schaffhausen eingeführt worden sei. Eine Motion Girod (gp, ZH) (11.4193) schliesslich
griff die Diskussionen um die Informationsbroschüre der Bundeskanzlei anlässlich der
Gesamterneuerungswahlen wieder auf. Die mit dem Titel „In der Kürze liegt die Würze“
versehene Wahlbroschüre erklärte mit Hilfe von Vergleichen aus der Gastronomie das
Wahlprozedere und stellte die Parteien vor. Der Motionär wollte die Bundeskanzlei
verpflichten, Wahlunterlagen zukünftig objektiv zu gestalten und auf klare Information
der Wählerschaft zu fokussieren. Die Motion wurde vom Bundesrat abgelehnt, da damit
eine 2007 beschlossene Darstellung der Parteien nicht mehr möglich sei. Obwohl die
Exekutive die Kritik des Motionärs nicht teilte, versprach der Bundesrat den Anregungen
im Hinblick auf eine neue Wahlanleitung für 2015 Rechnung zu tragen. 7

Der Nationalrat lehnte die Standesinitiative des Kantons Bern ab, welche die Vertretung
von sprachlichen Minderheiten im Parlament sicherstellen wollte. Konkret hätten
zweisprachige Kantone eine der sprachlichen Minderheit entsprechende Sitzzahl
reservieren sollen. Es wurde argumentiert, dass dies vor allem ein Problem des Kantons
Bern sei und innerkantonal geregelt werden müsse. 8

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.09.2013
MARC BÜHLMANN

Nachdem der Nationalrat bereits 2013 die Standesinitiative des Kantons Bern verworfen
hatte, tat es ihm auch die Ständekammer gleich. In Bern war es zu Unbehagen
gekommen, weil der französischsprachige Teil des Kantons erstmals nicht mehr im
nationalen Parlament vertreten war. Der Berner Vorschlag hätte für zweisprachige
Kantone eine Sitzreservation für die jeweiligen sprachlichen Minderheiten vorgesehen.
Im Ständerat wurde der Umstand, dass rund 8% der Berner Bevölkerung nicht vertreten
sei, zwar als unbefriedigend betrachtet, die kleine Kammer folgte allerdings der
Argumentation des Nationalrates, dass dies eine Sache der Kantone und nicht des
Bundes sei. 9

STANDESINITIATIVE
DATUM: 20.03.2014
MARC BÜHLMANN

Föderativer Aufbau

Jurafrage

Der Conseil du Jura Bernois (CJB), ein mit dem Sonderstatut gebildetes, gewähltes
Bernjurassisches Regionalparlament mit Kompetenzen in Kultur- und Bildungsfragen
reagierte Anfang Berichtjahr auf den Umstand, dass seit den nationalen Wahlen 2011
kein Vertreter des Berner Juras mehr im Bundesparlament sitzt. Damals war Jean-
Pierre Graber (svp) abgewählt worden. Der CJB forderte die Kantonalparteien auf,
Kandidierende aus dem Berner Jura für die nationalen Wahlen 2015 doppelt auf die
Wahllisten zu setzen. Das Berner Kantonsparlament hatte noch 2012 eine
Standesinitiative eingereicht, die eine Sitzgarantie für sprachliche Minderheiten
mehrsprachiger Kantone verlangt. Der Nationalrat gab der Initiative in der
Herbstsession keine Folge und auch die Staatspolitische Kommission des Ständerats
empfahl das Begehren zur Ablehnung. 10

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.09.2013
MARC BÜHLMANN

Die Standesinitiative des Kantons Bern, die eine Sitzgarantie für sprachliche
Minderheiten mehrsprachiger Kantone forderte und die 2013 vom Nationalrat
abgelehnt worden war, fand 2014 auch im Ständerat keine Gnade. Zwar wurde das
Anliegen als berechtigt betrachtet – immerhin seien im Kanton Bern 8% der
Bevölkerung aufgrund ihrer französischen Muttersprache mit keinem der 26 Berner
Parlamentarier vertreten – dies zu beheben sei allerdings nicht Sache des Bundes,
sondern der Kantone selber (vgl. dazu auch Kapitel 1c). 11

STANDESINITIATIVE
DATUM: 20.03.2014
MARC BÜHLMANN
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Aussenpolitik

Aussenwirtschaftspolitik

Im August 2018 reichte der Kanton Bern eine Standesinitiative für den Ausschluss von
Palmöl von den Freihandelsgesprächen mit Malaysia ein. Im Oktober desselben Jahres
folgte der Kanton Freiburg mit einer ähnlichen Standesinitiative (Kt. Iv. 18.320). 
Die APK-SR nahm im Oktober 2019 eine Vorprüfung des Geschäfts vor, zeigte sich
jedoch auch aufgrund der Schweizer Abhängigkeit von Palmöl nicht von einem strikten
Ausschluss überzeugt. Zudem seien derartige Forderungen bereits in der von beiden
Räten angenommene Motion der APK-SR (Mo. 18.3717) berücksichtigt worden. Die
Kommission beantragte daher, der Initiative keine Folge zu geben. 
Der Ständerat tat, wie ihm empfohlen worden war, und lehnte die Initiative in der
Wintersession 2019 mit 33 zu 8 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) ab. 12

STANDESINITIATIVE
DATUM: 19.12.2019
AMANDO AMMANN

Im Januar 2019 prüfte die APK-NR die Standesinitiative des Kantons Jura zum
Ausschluss von Palmöl von den Freihandelsabkommen mit Indonesien und Malaysia.
Sie lehnte diese jedoch mit 15 zu 4 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) ab, gemeinsam mit
den beiden Standesinitiativen aus Bern (Kt. Iv. 18.317) und Freiburg (Kt. Iv. 18.320), die
den Ausschluss von Palmöl vom Freihandelsabkommen mit Malaysia forderten. Die
Kommission vertrat die Meinung, dass sich der Bundesrat der Probleme bewusst sei,
welche die Palmölproduktion für die Einhaltung der Menschenrechte und die
nachhaltige Entwicklung mit sich brächte. Eine Zustimmung erachtete sie als
kontraproduktiv. 
Der Ständerat gab der Initiative in der Wintersession 2019 mit 33 zu 8 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) keine Folge. 13

STANDESINITIATIVE
DATUM: 19.12.2019
AMANDO AMMANN

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Im Dezember reichte der Kanton Bern eine parlamentarische Initiative ein, welche
forderte, dass im Inland für den schweizerischen Markt produzierte Lebensmittel den in
der Schweiz gesetzlich vorgeschriebenen Qualitätsnormen entsprechen mussten.

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.12.2011
LAURENT BERNHARD

Geld, Währung und Kredit

Banken

In seiner Antwort auf ein Postulat der WAK des Nationalrats nahm auch der Bundesrat
zur Frage der Staatsgarantie für Kantonalbanken Stellung und vermochte dabei
vorläufig keinen Reformbedarf auf Bundesebene auszumachen. Den Kantonen empfahl
er, ihre Banken der Aufsicht der Bankenkommission zu unterstellen. Auf Antrag des
Bundesrates wandelte der Nationalrat später eine Motion Vollmer (Mo. 95.3285) (sp, BE)
für eine Neudefinition der Staatsgarantie in ein Postulat um. Der Vorstoss hatte
verlangt, dass die Kantone ihre bisherige vollumfängliche Garantie – welche zur Zeit die
Steuerzahler der Kantone Bern und Solothurn massiv belastet – durch eine auf
Spareinlagen beschränkte Garantie ersetzen können. Bereits zuvor hatte der Kanton
Bern eine etwas allgemeiner gehaltene Standesinitiative mit der selben Stossrichtung
eingereicht. Einen Tag nach dem Vorstoss von Vollmer doppelten Ständerat Gemperli
(cvp, SG) und Nationalrat Rychen (svp, BE) mit gleichlautenden Motionen nach, welche
den Kantonen die Kompetenz erteilen wollen, den Umfang der Staatsgarantie selbst zu
regeln. Auf Antrag seiner WAK überwies der Ständerat die Motion Gemperli als Postulat.
Die bernische Standesinitiative lehnte er mit dem Argument ab, dass Kantone, die keine
vollumfängliche Garantie mehr leisten wollen, ihre Banken privatisieren können; damit
würden diese Banken allerdings auch gewisse Privilegien wie Steuerbefreiung und
weniger strenge Eigenmittelvorschriften verlieren. 14

STANDESINITIATIVE
DATUM: 31.12.1995
HANS HIRTER
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Nach den Kantonen Aargau, Basel-Land, Genf und Tessin reichten nun auch Zürich und
Zug Standesinitiativen für eine Verankerung des Bankgeheimnisses in der
Bundesverfassung ein. 15

STANDESINITIATIVE
DATUM: 30.01.2004
HANS HIRTER

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Eine Standesinitiative des Kantons Bern, welche den Bund ersuchte, auf die Streichung
der landwirtschaftlichen Direktzahlungen in den Bereichen "Biolandbau", "Tierhaltung
unter erschwerten Produktionsbedingungen", "Raufutter verzehrende
Grossvieheinheiten" und "Extensoflächen" zu verzichten, war Ende Berichtsjahr noch
hängig. Die vorberatende Kommission des Ständerats empfahl jedoch die Ablehnung, da
das Anliegen mit der Neuausgestaltung der Direktzahlungen im Rahmen der Agrarpolitik
2014 bis 2017 bereits erfüllt sei. 16

STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.11.2012
JOHANNA KÜNZLER

National- und Ständerat gaben 2013 einer Standesinitiative des Kantons Bern mit dem
Titel „Kein Abbau in der nachhaltigen Landwirtschaft“ keine Folge. Ziel des Anliegens
wäre die Aufrechterhaltung verschiedener Direktzahlungskategorien gewesen. Der
Kommissionssprecher der kleinen Kammer erläuterte, dass diese Forderungen
weitgehend in die Agrarpolitik 2014 bis 2017 aufgenommen worden seien. Eine
Annahme sei daher nicht mehr notwendig. 17

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.09.2013
JOHANNA KÜNZLER

Tierhaltung, -versuche und -schutz

Si le Conseil national est entré en matière sur des initiatives cantonales de Berne, Saint-
Gall (Kt. Iv. 08.315), et Fribourg (Kt. Iv. 08.332) visant à interdire le transit d’animaux de
boucherie par la Suisse, le Conseil des Etats a maintenu sa position initiale et les a
classées. De même, il n’a pas donné suite aux initiatives cantonales de même teneur de
Zurich (Kt. Iv. 09.305), Lucerne (Kt. Iv. 09.309), Bâle-Campagne (Kt. Iv. 10.307) et Bâle-
Ville (Kt. Iv. 10.334). 18

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.09.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Die Staatsfinanzen des Bundes befanden sich im Berichtsjahr trotz der wirtschaftlichen
Wachstumsverlangsamung in solider Verfassung. Im Gegensatz zum defizitgeplagten
Ausland schloss die Staatsrechnung erneut mit einem Überschuss. Vor diesem
Hintergrund überraschte es kaum, dass die eidgenössischen Räte radikalen
Reformvorschlägen nicht wohlwollend gesinnt waren. So gab der Nationalrat drei
Standesinitiativen keine Folge, die eine Vereinfachung des Steuersystems verlangten.
Damit wurden die im Jahre 2010 durch den Ständerat gefällten Beschlüsse bestätigt.
Das erste Geschäft betraf die Standesinitiative „Easy Swiss Tax“, welche der Kanton
Zürich bereits im Jahre 2008 eingereicht hatte. Der Vorstoss zielte darauf ab, die
eidgenössische Steuergesetzgebung grundlegend zu revidieren, indem Gemeinden und
Kantone bei der Einkommensbesteuerung individuelle Einheitssteuertarife und fixe
Einheitsabzüge einführen sowie die geltenden Vermögens- und Ertragsbesteuerungen
durch eine Soll-Kapitalrendite-Besteuerung ersetzen sollten. In der Frühjahrssession
sprach sich eine knappe Mehrheit von 77 zu 74 NationalrätInnen gegen die
Standesinitiative aus. Deutlicher fiel das Abstimmungsergebnis zu einer
Standesinitiative des Kantons Basel-Stadt (St. Iv. 10.309) aus, welche die
Steuerausnahmen und die Steuerabzüge auf das unbedingt Notwendige reduzieren, den
Grundsatz der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit stärken und eine koordinierte
Vorgehensweise von Bund und Kantonen bei der Reform ihrer Steuersysteme fördern
wollte. Mit 101 zu 47 Stimmen gab auch der Nationalrat diesem Vorstoss keine Folge. Das
gleiche Schicksal wurde schliesslich einer Standesinitiative des Kantons Neuenburg (St.
Iv. 08.325) zuteil, welche die Bundesversammlung aufgefordert hätte, bei der direkten
Besteuerung von natürlichen Personen eine Erhebung an der Quelle zu ermöglichen.
In der Frühjahrsession stimmte eine Mehrheit von 107 zu 51 Nationalrätinnen gegen
dieses Anliegen. Der Ständerat hatte dieser Standesinitiative bereits im Jahre 2010
keine Folge geben. 19

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.03.2012
LAURENT BERNHARD

01.01.90 - 01.01.20 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



In der Frühjahrssession 2018 bereinigte der Ständerat mit den Standesinitiativen des
Kantons Aargau (St.Iv. 16.318), des Kantons Zürich (St.Iv. 06.302), des Kantons Bern (St.Iv.
07.305) und des Kantons Basel-Stadt (St.Iv. 08.318) sowie einer Motion FK-NR (Mo.
16.3006) einige Altlasten zum Thema Heiratsstrafe und Individualbesteuerung. Konkret
forderten die älteren drei Standesinitiativen sowie die Motion eine Ablösung der
Ehepaar- und Familienbesteuerung durch eine Individualbesteuerung bei den
Einkommenssteuern respektive den direkten Steuern und den kantonalen Einkommens-
und Vermögenssteuern. Die Standesinitiative des Kantons Aargau ergänzte die
entsprechenden Forderungen um Aspekte der Sozialversicherungen. Bereits im Februar
hatte die WAK-SR die Vorstösse vorberaten und mit 7 zu 5 (Standesinitiative Aargau), 10
zu 1 (übrige Standesinitiativen) und 8 zu 2 (Motion) beantragt, ihnen keine Folge zu
geben. Begründet wurden diese Entscheide damit, dass dem Bundesrat der
entsprechende Auftrag mit der Annahme der Motion Bischof (cvp, SO) bereits erteilt
worden sei, weshalb die Botschaft des Bundesrates abgewartet und nicht parallel an
einer eigenen Version gearbeitet werden solle. Um Druck auf den Bundesrat ausüben zu
können, beantragte eine Kommissionsminderheit die Annahme der aargauischen
Standesinitiative. 

In der Ständeratsdebatte verwies Kommissionspräsident Bischof (cvp, SO) auf die
Kommissionsempfehlung und erklärte überdies kurz die Vorgeschichte der drei älteren
Standesinitiativen. Entgegen der Empfehlung der Kommission hatte der Ständerat den
drei Initiativen 2009 knapp zugestimmt, der Nationalrat hatte sie jedoch noch im
selben Jahr abgelehnt. Anschliessend wurde ihre Beratung bis nach der Abstimmung
über die Initiative „für Ehe und Familie - gegen die Heiratsstrafe” sistiert. Eine
Behandlung dieser doch relativ lange zurückliegenden Vorstösse ist möglich, weil es vor
Juni 2013 keine Behandlungsfristen gab. Behandelt würden die Vorlagen aber in der
aktuellen Frühjahrssession, weil die Behandlungsfrist der im Jahr 2016 eingereichten
Standesinitiative des Kantons Aargau bald ende und sie nicht sistiert werden könne,
erklärte Bischof. Minderheitensprecher Graber (cvp, LU) kehrte zu den inhaltlichen
Aspekten zurück und betonte, dass die aargauische Standesinitiative weitergehe als die
angenommene Motion Bischof: Sie schliesse eben auch sozialversicherungsrechtliche
Forderungen ein. Zudem bemängelte er, dass der Bundesrat aufgrund der Priorisierung
der Steuervorlage 17 die Motion Bischof liegen lasse, wodurch sie womöglich in
Vergessenheit geraten könne. Um dies zu verhindern, solle man die aargauische
Standesinitiative annehmen und so weiter Druck auf den Bundesrat ausüben.
Schliesslich entschied sich Ständerat aber gegen alle fünf Vorlagen: Mit 25 zu 17
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) sprach er sich dagegen aus, der aargauischen
Standesinitiative (St. Iv. 16.318) Folge zu geben. Dasselbe Verdikt traf stillschweigend
auch die übrigen drei Standesinitiativen, während die Motion der FK-NR ohne
Gegenantrag abgelehnt wurde. 20

STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.02.2018
ANJA HEIDELBERGER

Indirekte Steuern

Die Standesinitiative des Kantons Bern, welche die Erhebung der kantonalen
Motorfahrzeugsteuern über den Benzinpreis forderte, wurde im Berichtsjahr auch vom
zweitbehandelnden Ständerat abgelehnt. 21

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.03.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eine Standesinitiative des Kantons Zürich verlangte die Ersetzung der kantonalen
Motorfahrzeugsteuern durch eine eidgenössische Motorfahrzeugsteuer, die durch
einen Zuschlag auf dem Benzin- und Dieselpreis erhoben und deren Erträge
vollumfänglich den Kantonen zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Bereich Strassenbau und
-unterhalt zurückerstattet werden sollten. Der Ständerat lehnte die Initiative mit 27 zu 4
Stimmen ab, weil der grenznahe Benzintourismus durch eine Erhöhung des
Treibstoffpreises wegfallen und damit dem Bund Mindereinnahmen einbringen würde.
Ferner hätte eine eidgenössische Motorfahrzeugsteuer Schwierigkeiten bei der
Festlegung des Verteilschlüssels für die Rückleistungen an die Kantone verursacht
sowie ein Eingriff in die kantonale Steuerhoheit dargestellt. 22

STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.10.1998
URS BEER
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Beide Räte gaben einer Standesinitiative des Kantons Zürich, die den öffentlichen
Verkehr unter einen reduzierten Steuersatz stellen und ihm den vollen Vorsteuerabzug
gewähren wollte, keine Folge. Die vorberatende Kommission des Ständerates wollte im
Bereich des Service public keine Sonderregeln einführen und verwies auf die Beratung
zum neuen MWStG, in welcher dasselbe Anliegen bereits abgelehnt worden war.
Bahngewerkschafter Leuenberger (sp, SO) unterstützte dagegen die Initiative. Die
Förderung des öffentlichen Verkehrs entspreche einem hohen verkehrspolitischen Ziel
und die Besteuerung von Subventionen sei überhaupt ein Unsinn. Mit dem Hinweis auf
die EU, deren Staaten alle einen Sondersatz für den ÖV kennen, unterstützte auch
Spoerry (fdp, ZH) das Begehren. Der Rat lehnte die Standesinitiative aber mit 19 zu 14
Stimmen ab. Im Nationalrat stellte sich die Kommissionsmehrheit dem Anliegen
ebenfalls entgegen. Kaufmann (svp, ZH) und Favre (fdp, VD) störten sich an der
Wettbewerbsverzerrung gegenüber dem privaten Verkehr. Eine Förderung auf dem
Subventionsweg sei eher zu begrüssen. Mit 84 zu 72 Stimmen wurde der
Standesinitiative keine Folge gegeben. 23

STANDESINITIATIVE
DATUM: 02.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

Finanzausgleich

Die Regierungen von Geberkantonen übten zunehmend Kritik an der Neugestaltung des
Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA). Zum
einen forderten die Zentrumskantone Zürich, Genf, Waadt und Basel-Stadt angesichts
der drohenden Steuerausfälle im Zusammenhang mit dem Steuerstreit mit der
Europäischen Union (EU) kompensatorische Massnahmen bei der Festlegung der
Ausgleichszahlungen. Zum anderen stellten die finanzstarken Kantone Zug und Schwyz,
welche pro Kopf am meisten in die Ausgleichstöpfe einzahlten, das Ausmass der
interkantonalen Solidarität in Frage. Vor diesem Hintergrund forderte eine
Standesinitiative des Kantons Schwyz eine Anpassung des Finanz- und
Lastenausgleichs. Im Zentrum stand die Schaffung einer neutralen Zone. Demnach
sollten ressourcenschwache Kantone, welche die Mindestausstattung bereits vor dem
Ausgleich erreichten, keine Transferzahlungen mehr erhalten. Diese sollten also den
ressourcenschwächsten Kantonen vorbehalten werden. In der Herbstsession gab der
Ständerat der Standesinitiative mit 30 zu 10 Stimmen keine Folge. Dieser Entscheid war
insofern nicht überraschend, als die Vertreter der Bezügerkantone in der kleinen
Kammer über eine solide Mehrheit verfügten. Der Entscheid des Nationalrats war noch
hängig. 24

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.09.2012
LAURENT BERNHARD

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Wasserkraft

Eine im Oktober 2016 eingereichte Standesinitiative des Kantons Bern verlangte, dass
zukünftig Anlagen zur Erzeugung von erneuerbarer Energie von nationalem Interesse
in Moorlandschaften gebaut werden können. Dafür ist eine Ergänzung von Artikel 78
Absatz 5 BV nötig, welcher im Zuge der Rothenthurm-Initiative 1987 in die BV
aufgenommen worden war. Auslöser für die Standesinitiative war eine Debatte rund um
den Ausbau des Grimselstaudamms (BE) gewesen. Das Berner Verwaltungsgericht war
im Dezember 2015 auf eine im März 2013 eingereichte Beschwerde eingegangen und
hatte das Schutzgebiet des Moors bis hinunter auf die heutige Seespiegelhöhe
vergrössert. Mit der Standesinitiative sollte nun trotz der damaligen
Schutzgebieterweiterung eine Erhöhung der Staumauer um 23 Meter ermöglicht
werden, wodurch das Wasservolumen um 75% vergrössert würde. Nirgends in der
Schweiz könne auf so einfache Art und Weise die Energiestrategie 2050 des Bundes
umgesetzt werden, die vor allem auf den Ausbau der Wasserkraft setzt, so die
Argumentation des Kantons Bern. Im Frühling 2017 revidierte das Bundesgericht jedoch
den Entscheid des Berner Verwaltungsgerichts und hob die Erweiterung des
Schutzgebietes auf. Ein Ausbau der Staumauer wurde so wieder möglich gemacht. Die
zuständige UREK-SR lehnte die Standesinitiative in der Folge einstimmig ab, da mit dem
Bundesgerichtsentscheid der Hauptzweck der Initiative, den Ausbau des
Grimselkraftwerkes zu ermöglichen, dahingefallen sei. Gleichzeitig betonte sie die
Wichtigkeit der Schutzmassnahmen für Moore sowie deren Erhalt, der in Zukunft sogar
noch weitere Schutzmassnahmen nötig machen werde. 25

STANDESINITIATIVE
DATUM: 09.11.2017
MARCO ACKERMANN
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Auf Antrag seiner Kommission gab der Ständerat in der Frühlingssession 2018 der
Berner Standesinitiative «Anlagen zur Erzeugung von erneuerbarer Energie von
nationalem Interesse in Moorlandschaften» keine Folge. Das Hauptziel der Vorlage, die
Ermöglichung des Ausbaus der Grimselkraftwerke, sei in der Zwischenzeit aufgrund des
Bundesgerichtsentscheids vom 5. April 2017 schon erreicht worden. Zudem fände eine
solche Verfassungsänderung, die den Schutz der Moore und Moorlandschaften
tangieren würde, wohl kaum das doppelte Mehr, so Werner Luginbühl (bdp, BE) für die
Kommission. Die UREK-SR wolle aber die Möglichkeiten prüfen, im Rahmen der
bestehenden Verfassungsbestimmungen die Qualität der Schweizer Moore und
Moorlandschaften zu verbessern. Für letzteres Anliegen setzte sich auch Raphaël
Comte (fdp, NE) in einem kurzen Votum ein und erklärte, das Problem der schlechten
Moorqualität sei nebst der fehlenden Sensibilisierung der Bevölkerung vor allem auch
ein finanzielles. Der Schutz ebendieser Moore sei sehr wichtig und er bedankte sich,
dass sich die Kommission dieser zentralen Frage annehmen wolle.
Im Nachgang zu den Beratungen der Berner Standesinitiative beauftragte die
Kommission die Verwaltung mit der Ausarbeitung eines Berichts, der den Zustand der
Schweizer Moore aufzeigt. 26

STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.03.2018
MARCO ACKERMANN

Wie auch schon der Ständerat im Jahr zuvor erteilte der Nationalrat in der
Sommersession 2019 der Berner Standesinitiative für Anlagen zur Erzeugung von
erneuerbarer Energie von nationalem Interesse in Moorlandschaften eine Absage. Die
grosse Kammer folgte somit stillschweigend dem Antrag seiner UREK, in welcher sich
das Contra-Lager im Januar 2019 mit knappen 12 zu 11 Stimmen bei 2 Enthaltungen
durchgesetzt hatte. Kommissionssprecherin Adèle Thorens Goumaz (gp, VD) und
Kommissionssprecher Stefan Müller-Altermatt (cvp, SO) erklärten, dass das
Hauptanliegen des Kantons Bern, die Ermöglichung des Ausbaus der Grimselkraftwerke,
bereits durch den betreffenden Bundesgerichtsentscheid erreicht worden sei und es
entgegen den Argumenten der Minderheit keine weiteren Ausbauprojekte der
Wasserkraft in anderen Regionen der Schweiz gebe, die von nationalem Interesse seien
und gleichzeitig den Moorschutz tangieren würden. Es bestehe deshalb kein weiterer
Bedarf für Ausnahmen in der BV betreffend Moorschutz. Des Weiteren unterstrichen
die Kommissionssprechenden die Schutzbedürftigkeit und die Wichtigkeit der noch
bestehenden letzten zehn Prozent der Schweizer Moorflächen. Das Parlament folgte mit
der Entscheidung, der Forderung keine Folge zu geben, dem Grundsatz, dass ein
Ausbau der erneuerbaren Energien gemäss der Energiestrategie 2050 zwar von
nationalem Interesse sei, dieser Ausbau aber immer unter einer Güterabwägung
zwischen Natur- und Landschaftsschutz – in diesem Fall von Biotopen von nationaler
Bedeutung – und der Nutzung von erneuerbaren Energien zu erfolgen habe. Den
topografisch festgelegten Moorlandschaften wurde dabei – wie in Artikel 12 Abs. 2 EnG
festgelegt – eine höhere Gewichtung beigemessen. 27

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.06.2019
MARCO ACKERMANN

Kernenergie

Fin mai, le Conseil des Etats s’est prononcé contre une initiative cantonale émanant de
l’Etat de Berne. Le texte invitait l'Assemblée fédérale à régler immédiatement la
question du stockage des déchets radioactifs. 28

STANDESINITIATIVE
DATUM: 30.05.2012
LAURENT BERNHARD

A l’instar du Conseil des Etats l’an passé, le Conseil national s’est prononcé en juin de
l’année sous revue contre une initiative cantonale émanant de l’Etat de Berne. Le texte
invitait l'Assemblée fédérale à régler immédiatement la question du stockage des
déchets radioactifs. 29

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.06.2013
LAURENT BERNHARD
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Alternativenergien

Une initiative cantonale émanant de l’Etat de Berne a été rejetée par le parlement au
cours de l’année sous revue. Le texte déposé en juillet 2011 préconisait une
augmentation de la part maximale réservée au photovoltaïque par un prélèvement de
la RPC. 30

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.09.2013
LAURENT BERNHARD

Verkehr und Kommunikation

Verkehrspolitik

Après le Conseil national en 1989, ce fut au tour du Conseil des Etats de ne pas donner
suite à l'initiative cantonale bernoise concernant la perception sur le prix de l'essence
de l'impôt cantonal sur les véhicules à moteur. La Confédération serait, selon ce texte,
chargée de redistribuer ensuite la recette ainsi obtenue aux cantons,
proportionnellement au nombre de véhicules qui y sont immatriculés. La petite
chambre a considéré que cela s'opposait au système fédéraliste de souveraineté des
cantons et poserait des problèmes avec les pays limitrophes. 31

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.03.1990
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil national a décidé de ne pas donner suite à deux initiatives du canton de
Berne, prévoyant l'introduction de douze dimanches sans voitures (Kt. Iv. 88.204) pour
la première et du Jeûne fédéral sans voitures (Kt. Iv. 88.205) pour la seconde, non plus
qu'à celle du canton de Bâle-Campagne (Kt.Iv. 89.200) désirant l'instauration de
plusieurs dimanches de ce type. Les initiants ont motivé leurs textes par des
considérations essentiellement environnementales. Si cet argument n'a pas été
contesté par la grande chambre, celle-ci s'est cependant opposée aux moyens
proposés. Pour elle, de telles mesures n'auraient pas un très grand impact, puisque le
trafic serait reporté sur d'autres jours de la semaine. De plus, cela ne pourrait que
nuire aux relations de la Suisse avec le reste de l'Europe dans un domaine déjà sensible.
Par ailleurs, il fut avancé que des propositions semblables avaient déjà été repoussées
en votation populaire, soit au niveau fédéral (1978), soit au niveau cantonal (Zurich en
1989).

Pour les autres mesures prises ou envisagées en faveur de l'environnement (écobonus,
généralisation du catalyseur, limitations de vitesse estivales sur les autoroutes et taxe
sur l'essence), cf. infra, part. I, 6d (Qualité de l'air). 32

STANDESINITIATIVE
DATUM: 23.03.1991
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil national, tout comme la petite chambre en 1989, a décidé de ne pas donner
suite à l'initiative du canton de Zurich demandant que la Confédération perçoive une
taxe kilométrique sur les véhicules automobiles, qui serait redistribuée ensuite de
manière égale et individuelle à la population (écobonus). La majorité de la chambre a
estimé que les derniers développements en la matière ne permettaient pas d'accepter
le texte; en 1991, après avoir adopté le principe de l'écobonus, le Conseil fédéral, après
diverses recherches, s'est heurté a des problèmes techniques et financiers qui l'on
conduit a abandonner cette idée. En outre, l'annonce de la création d'un écobonus
avait soulevé de vastes protestations, autant dans la population que dans le monde
politique. 33

STANDESINITIATIVE
DATUM: 30.01.1992
SERGE TERRIBILINI

Der Kanton Bern versuchte mittels Standesinitiative, dem Projekt zur
Engpassbeseitigung Bern-Wankdorf-Muri zu prioritärer Behandlung und zur Aufnahme
ins Modul II des Programms zur Beseitigung von Engpässen im Nationalstrassennetz zu
verhelfen. Das vom Bundesamt für Strassen, von Kanton und Region Bern sowie
betroffenen Gemeinden erarbeitete Projekt sei fachlich unbestritten, ausgereift und
notwendig und sei auf nicht nachvollziehbare Weise ins dritte Modul der
Engpassbeseitigung zurückgestuft worden. Der Ständerat befasste sich 2014 als Erstrat
noch nicht mit der im Juni eingereichten Standesinitiative.

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.06.2014
NIKLAUS BIERI
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Strassenverkehr

Nachdem im September 2015 der Ständerat der Standesinitiative zur prioritären
Berücksichtigung der Engpassbeseitigung Bern-Wankdorf-Muri keine Folge gegeben
hatte, fand das Ersuchen des Kantons Bern im März 2016 auch im Nationalrat keine
Mehrheit: Das Begehren wurde zusammen mit der Standesinitiative des Kantons Aargau
zum Ausbau der A1 behandelt und mit 90 zu 75 Stimmen bei einer Enthaltung
abgelehnt. 34

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.03.2016
NIKLAUS BIERI

Eisenbahn

Le tracé contesté du tronçon Mattstetten (BE)-Rothrist (AG) a fait l'objet de plusieurs
interventions parlementaires. La plus importante est venue du canton de Berne qui
avait déposé une initiative (Iv.ct. 91.306) demandant que le choix de la variante ne se
porte pas sur le projet des CFF, mais sur celui des cantons de Berne et Soleure,
associés aux communes concernées et à des associations d'aménagement; leur tracé,
plus respectueux de l'environnement, nécessiterait un crédit supplémentaire de
plusieurs centaines de millions de francs. La petite Chambre a décidé de ne pas donner
suite à ce texte, considérant qu'il serait inopportun de modifier un arrêté fédéral
adopté par le peuple, que chacun avait eu le loisir de s'exprimer dans le cadre de la
procédure d'approbation des plans et qu'il convenait d'examiner la problématique de
Rail 2000 dans son ensemble.

Pour les mêmes raisons, la Chambre haute a encore rejeté une motion (Mo. 93.3036) de
la minorité de sa commission qui demandait un examen approfondi des variantes en
jeu, afin de permettre une comparaison et éventuellement un financement du tracé
proposé par les cantons de Berne et Soleure. En revanche, elle a accepté un postulat
(Po. 93.3035) de sa commission qui invite le gouvernement à soumettre au parlement
un rapport concernant un examen général de Rail 2000, prenant en compte les diverses
variantes existantes et leur coût, suggérant des mesures d'économie et faisant un bilan
de la planification. 35

STANDESINITIATIVE
DATUM: 28.04.1993
SERGE TERRIBILINI

Nachdem der Ständerat einer Standesinitiative aus Zürich zum Bau des Brüttener
Tunnels in der Variante kurz (Bassersdorf/Dietlikon-Winterthur) bis 2025 bereits 2013
keine Folge gegeben hatte, gab dies auch der Nationalrat am 21. März 2014 nicht. Da in
der Beratung von FABI der Brüttener Tunnel bereits verhandelt worden sei, wobei zwar
keine Realisierung bis 2025, aber doch Projektierungsarbeiten beschlossen worden
seien, sei der Standesinitiative keine Folge zu leisten. 36

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.03.2014
NIKLAUS BIERI

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Die grosse Kammer gab einer parlamentarischen Initiative Joder (svp, BE) Folge, welche
eine Änderung des Raumplanungsgesetzes verlangt. Künftig sollen auch Nichtlandwirte
Gebäude in der Landwirtschaftszone für die Kleintierzucht und -haltung nutzen
können. Die kleine Kammer lehnte eine Standesinitiative des Kantons Bern zur
Neukonzeption des Raumplanungsgesetzes ab. Mit der Stossrichtung des Begehrens
erklärte sie sich zwar einverstanden, doch ging ihr die abschliessende Kompetenz der
Kantone, Vorschriften zur Umnutzung von nicht mehr landwirtschaftlich genutztem
Wohnraum zu erlassen, zu weit. 37

STANDESINITIATIVE
DATUM: 30.09.2004
MAGDALENA BERNATH

Nachdem die kleine Kammer eine Standesinitiative des Kantons Bern zur
Neukonzeption des Raumplanungsgesetzes bereits vor zwei Jahren abgelehnt hatte,
verwarf auch der Nationalrat das Begehren diskussionslos. Beiden Räten ging die
vorgesehene abschliessende Kompetenz der Kantone, Vorschriften zur Umnutzung von
nicht mehr landwirtschaftlich genutztem Wohnraum zu erlassen, zu weit. 38

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.06.2006
MAGDALENA BERNATH
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Umweltschutz

Naturschutz

Der Kanton Bern sorgte sich um die Finanzierung neuer Aufgaben im Naturschutz. Um
solche, etwa im Bereich der Biodiversität oder des Gewässerschutzes, erfüllen zu
können, müssten gemäss Kanton die Bundesmittel erhöht werden. In Form einer
Standesinitiative fordert der Kanton die Entflechtung von Bundes- und Kantonsmitteln:
Nationale Projekte sollen ausschliesslich mit Bundesmitteln und regionale oder lokale
Projekte gänzlich aus der Kantonskasse finanziert werden. Die UREK-SR als
vorberatende Kommission des Erstrates empfahl dem Ständerat das Anliegen
einstimmig zur Ablehnung. Sie anerkannte zwar die vom Kanton angesprochene
Problematik, da die vom Bund zum Erhalt der Biodiversität, zur Sanierung von
Wasserkraftanlagen und zur Renaturierung der Gewässer bereitgestellten Mittel im
Moment nicht ausreichen würden, sprach sich jedoch für eine gesamtheitliche
Betrachtung der Umwelt aus: Massnahmen zum Erhalt der Umwelt können somit nur
kofinanziert werden. Der Ständerat folgte dem Antrag seiner Kommission in der
Herbstsession 2015 und gab dem Anliegen keine Folge. 39

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.09.2015
MARLÈNE GERBER

Bei ihrer Beratung der Standesinitiative des Kantons Bern, die eine erhöhte finanzielle
Beteiligung des Bundes sowie die finanzielle Entflechtung von Bundes- und
Kantonsmitteln im Naturschutz forderte, konnte sich die UREK-NR auf einen im Mai
2016 gefällten Entscheid des Bundesrates berufen, der jährlich zusätzliche Beiträge in
der Höhe von CHF 55 Mio. für die Biodiversität vorsieht. Zusammen mit dem im Vorjahr
bereits von der erstberatenden UREK-SR ins Feld geführten Argument, der Erhalt der
Umwelt sei eine gesamtheitliche Aufgabe, die von Kanton und Bund sowohl in
nationalen als auch in lokalen Projekten gemeinsam getragen werden müsse, erwog die
nationalrätliche Kommission einstimmig, auf keine Folge geben zu plädieren. Der
Nationalrat folgte diesem Antrag in der Herbstsession 2016 stillschweigend und
versenkte das Anliegen. 40

STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.09.2016
MARLÈNE GERBER

Naturgefahren

Hochwasserschutzmassnahmen in den Kantonen und Gemeinden werden vom Bund
mit einer Kostenbeteiligung von 35% unterstützt, wobei der Beteiligungssatz unter
gewissen Bedingungen auf maximal 45% anwachsen kann. Diese Subventionen sind aus
Sicht des Kantons Bern nicht mehr länger ausreichend, weswegen dieser in einer
Standesinitiative die Erhöhung der Bundesbeiträge auf 45-55% verlangte. Die
Gemeinden und Schwellenkorporationen seien finanziell überfordert. Aufgrund
gestiegener Auflagen und Anforderungen von Seiten des Bundes – als Beispiel angeführt
wurde der Gewässerschutz – seien die Kosten in diesem Bereich in letzter Zeit
kontinuierlich gestiegen. Die aktuelle, desolate Lage verunmögliche die Finanzierung
von Unterhaltsarbeiten sowie die fristgerechte Realisierung von wasserbaulichen
Schutzprojekten, was wiederum dazu führe, dass vom Bund bereitgestellte Mittel nicht
eingesetzt werden können. Im Oktober 2016 beantragte die UREK-SR mit 10 zu 1 Stimme
und 1 Enthaltung jedoch, dem Anliegen keine Folge zu geben. Die aktuelle
finanzpolitische Lage erlaube es nicht, zusätzliche Mittel für den Hochwasserschutz
bereitzustellen. Dabei verwies die Kommission auf die im 2008 erfolgte Erhöhung des
Hochwasserschutzkredites. Ferner sei ein Grossteil der Hochwasserschutzprojekte nun
bereits realisiert. Für die Zukunft gelte es, den Unterhalt dieser Anlagen zu sichern.
Diesbezüglich solle in naher Zukunft eine stärkere finanzielle Unterstützung geprüft
werden. Der Ständerat, welcher das Berner Anliegen in der folgenden Wintersession
beriet, folgte der Empfehlung seiner Kommission. Ganz anders lagen die Präferenzen
damals im Grossen Rat in Bern: Den Entscheid, das Anliegen beim Bund zu deponieren,
hatte das kantonale Parlament im September 2015 einstimmig gefällt. 41

STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.12.2016
MARLÈNE GERBER

Aucune suite n'est donnée à l'initiative cantonale visant une augmentation des
indemnités versées par la Confédération pour la protection contre les crues. Le
Conseil national, sans discussion, confirme le choix du Conseil des Etats. La
Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de l'énergie du
Conseil national (CEATE-CN) proposait par 22 voix contre zéro et deux abstentions à
son conseil de ne pas y donner suite. Les besoins actuels concernant plutôt l'entretien
des ouvrages existants et l'étude en cours de la participation de la Confédération à ces
coûts ont motivé sa position. 42

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.06.2017
DIANE PORCELLANA
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Gewässerschutz

Im Rahmen der im Vorjahr angenommenen Standesinitiative des Kanton Berns
erarbeitete die UREK-SR eine Änderung zum Gewässerschutzgesetz. Mit seiner
Standesinitiative will der Kanton Bern das Verbot zur Verbauung und Korrektur von
Fliessgewässern lockern. Während dies im Falle von unverbauten Fliessgewässern nur
zu Zwecken des Hochwasserschutzes oder der Schiffbarmachung erlaubt war, sollen
Änderungen des natürlichen Flussverlaufes neu auch zur Errichtung einer Deponie für
unverschmutztes Aushubmaterial vorgenommen werden können. Die Initianten
begründeten ihr Anliegen mit den weiten und als Folge dessen wenig ökologischen
Transportwegen, welche oft nötig wären, um Aushubmaterial aus abgelegenen Tälern
zur nächsten Deponie zu verfrachten. Die Erstellung einer eigenen Deponie sei jedoch
aufgrund der engen Platzverhältnisse in den Tälern ohne Flusskorrektur oft nicht
möglich. Nachdem die zuständigen Kommissionen der beiden Räte im ersten Quartal
einen Gesetzesvorentwurf genehmigt hatten, schickten sie diesen im April in die
Vernehmlassung. Während sich 21 Stellungnehmer mit der Änderung vollauf zufrieden
zeigten, wurde der Einschub von ebenso vielen Stellungnehmern kritisiert. Zwei Drittel
der Kritiker sahen in der Änderung eine zu grosse Aufweichung des bestehenden
Verbots von Korrektur und Verbauung natürlicher Fliessgewässer, das verbleibende
Drittel an kritischen Äusserungen favorisierte einen Gesetzesentwurf mit
weiterreichenden Ausnahmen zum Verbot. Aufgrund der gemischten
Vernehmlassungsantworten beschloss die Kommission mit 8 zu 2 Stimmen bei zwei
Enthaltungen, an ihrem auch vom Bundesrat unterstützten Entwurf festzuhalten. Der
Ständerat, welcher die Vorlage als Erstrat behandelte, stütze diesen Entscheid in der
Wintersession einstimmig. 43

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.12.2012
MARLÈNE GERBER

Nachdem der Ständerat im Vorjahr bereits einem Entwurf zur Anpassung des
Gewässerschutzgesetzes zugestimmt hatte, der das Anliegen einer Berner
Standesinitiative zur Lockerung des Verbots zur Verbauung und Korrektur von
Fliessgewässern umsetzen wollte, folgte der Nationalrat im Berichtsjahr der kleinen
Kammer. Mit der vorgeschlagenen Gesetzesanpassung soll es neu auch möglich sein,
Änderungen des natürlichen Flussverlaufs zur Errichtung einer Deponie für
unverschmutztes Aushubmaterial vorzunehmen. Dem Nationalrat lag ein
Nichteintretensantrag einer linken Kommissionsminderheit vor, welche die Ansicht
vertrat, dass es aufgrund Berücksichtigung eines Einzelfalles – denn darauf beruhte das
Anliegen des Kantons Bern – keiner Gesetzesänderung bedürfe, die potentiell Raum für
zusätzliche Ausnahmen schaffen würde. Da dieser Antrag nur bei den geschlossenen
Fraktionen der SP, Grünen und GLP Unterstützung fand, beschloss der Nationalrat
allerdings, auf das Geschäft einzutreten, und nahm es in der Folge an. In der
Schlussabstimmung passierte die neue Regelung den Ständerat mit 36 zu 3 und den
Nationalrat mit 116 zu 72 Stimmen. 44

STANDESINITIATIVE
DATUM: 22.03.2013
MARLÈNE GERBER

Allgemeiner Umweltschutz

Suite au large rejet populaire de l’initiative du parti radical visant à restreindre le droit
de recours des organisations de protection de l’environnement l’année précédente, les
chambres ont décidé respectivement de classer et de ne pas donner suite à deux
initiatives émanant des cantons d’Argovie et de Zurich allant dans le même sens(Kt.Iv.
Zurich; 06.304). 45

STANDESINITIATIVE
DATUM: 19.03.2009
NICOLAS FREYMOND

Sozialpolitik
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Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Ärzte und Pflegepersonal

Im Mai 2018 beschäftigte sich die WBK-SR mit der Vorprüfung einer Standesinitiative
des Kantons Bern. Diese forderte eine Anpassung des MedBG, welche zur Folge hätte,
dass die Kantone pro Arzt oder Ärztin in Weiterbildung jährlich eine Pauschale von
mindestens CHF 15'000 an ihre Krankenhäuser entrichten müssten. Zudem soll
zwischen den Kantonen ein Ausgleichsmechanismus geschaffen werden, um eine
Teilung der Kosten, die durch die ärztliche Weiterbildung verursacht werden, zu
ermöglichen. Der Solidaritätsgedanken bezüglich Weiterbildungsfinanzierung wurde von
der Kommission zwar durchaus positiv bewertet und sie erachtete die Standesinitiative
auch als gerechtfertigt. Es sei jedoch den Kantonen selbst überlassen, wie sie in die
Weiterbildung der Ärztinnen und Ärzte investieren wollen. Es gehe nun vielmehr darum,
Anreize zu schaffen, um skeptische Kantone zur Unterzeichnung der interkantonalen
Vereinbarung über die ärztliche Weiterbildung zu bewegen. Diese war 2014 von der
Plenarversammlung der GDK verabschiedet worden. Für das Inkrafttreten brauche es
den Beitritt von 18 Kantonen, bislang seien es 14 Kantone. Die WBK-SR hielt es deshalb
für zu früh, auf Bundesebene tätig zu werden, und beantragte mit 10 zu 1 Stimmen, dem
Geschäft keine Folge zu geben. Eine Kommissionsminderheit bestehend aus Werner
Luginbühl (bdp, BE) sah das jedoch anders und sprach sich für Folgegeben aus. 46

STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.05.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Nachdem die WBK-SR bezüglich der Standesinitiative des Kantons Bern zur ärztlichen
Weiterbildungsfinanzierung kein Folgegeben beantragt hatte, folgte der Ständerat
seiner Kommission im Juni 2018. Entsprechend kurz fiel die Ratsdebatte aus. Olivier
Français (fdp, VD) fasste für die Kommission noch einmal die wichtigsten Punkte
zusammen. Dabei betonte er, dass durch den Vorstoss der Föderalismus untergraben
werde. Spitalangelegenheiten lägen im Zuständigkeitsbereich der Kantone und es gehe
nicht an, dass Dinge, die auf dem Verhandlungsweg nicht hätten erreicht werden
können, durch die Bundesbehörden erzwungen würden. Zwar sei die medizinische
Ausbildung wichtig, relevant sei allerdings auch, dass die Kantone untereinander eine
Einigung fänden, ohne dass sich das nationale Parlament in die Angelegenheit
einmische. Werner Luginbühl (bdp, BE), der an der Kommissionssitzung als einziges
Mitglied der WBK-SR die Standesinitiative befürwortet hatte, stellte unter anderem aus
Loyalitätsgründen zu seinem Heimatkanton Bern den Antrag auf Folgegeben. Zusammen
mit drei anderen Ratsmitgliedern wurde er allerdings deutlich mit 35 zu 4 Stimmen (bei
einer Enthaltung) überstimmt. 47

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.06.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Wie bereits ihre Schwesterkommission und das Stöckli empfahl auch die WBK-NR
ihrem Rat, der Standesinitiative des Kantons Bern zur ärztlichen
Weiterbildungsfinanzierung keine Folge zu geben. Für die ärztliche Weiterbildung seien
die Kantone zuständig. Weiter werde derzeit ein entsprechendes interkantonales
Konkordat zur ärztlichen Weiterbildungsfinanzierung (WFV) ratifiziert. Bisher sei es von
14 Kantonen unterzeichnet worden und bis Ende 2018 sollten die für das Inkrafttreten
benötigten Unterschriften von 18 Kantonen erreicht werden. Es bestehe zurzeit also
keine Notwendigkeit, auf Bundesebene zu intervenieren. Stillschweigend und
diskussionslos gab der Nationalrat in der darauffolgenden Herbstsession dem Geschäft
keine Folge. 48

STANDESINITIATIVE
DATUM: 25.09.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Suchtmittel

Die Entschiedenheit des Nationalrates, bei der Entkriminalisierung des
Betäubungsmittelkonsums vorwärts zu machen, schlug sich auch in der Behandlung von
drei Standesinitiativen nieder. Eine Initiative des Kantons Solothurn, welche eine
völlige Strafbefreiung des Konsums illegaler Drogen verlangt, war 1996 vom Ständerat
abgelehnt worden, da auf anstehende Lösungsvorschläge des Bundesrates hingewiesen
werden konnte. Da diese auf sich warten liessen und die Initiative der privilegierten
Stossrichtung der nationalrätlichen SGK entspricht, beantragte diese dem Plenum
Annahme des Vorstosses. Zwei vom Ständerat noch nicht behandelte Standesinitiativen
der Kantone Basel-Land und Zürich (St. Iv. 98.300) möchten die ersatzlose Streichung
der Cannabisprodukte aus dem Betäubungsmittelgesetz erreichen; diese Vorschläge
nehmen das „mittlere“ Modell der SGK des Nationalrates auf, weshalb diese auch hier
sinngemäss Zustimmung beantragte. In einer gemeinsamen Abstimmung wurden die
drei Standesinitiativen mit dem sehr knappen Mehr von 67 zu 66 Stimmen

STANDESINITIATIVE
DATUM: 31.12.1999
MARIANNE BENTELI
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gutgeheissen. 49

Nach dem Nationalrat befasste sich auch der Ständerat mit zwei Standesinitiativen der
Kantone Baselland und Zürich (St.Iv. 98.300), welche den straffreien Konsum von
Cannabisprodukten verlangen. Er schloss sich dem Nationalrat an und hiess die beiden
Standesinitiativen mit 26 zu 12 resp. 20 zu 19 Stimmen gut. Da die grosse Kammer im
Vorjahr mit der gleichzeitigen Annahme einer noch weiter gehenden Standesinitiative
des Kantons Solothurn, welche der Ständerat 1996 abgelehnt hatte, eine Differenz
geschaffen hatte, musste sich dieser erneut mit diesem Begehren beschäftigen. Da die
Solothurner Initiative im Nationalrat ebenfalls umstrittener gewesen war als die beiden
anderen, blieb die kleine Kammer ihrem früheren Entscheid treu und verwarf sie mit 38
zu 1 Stimmen. 50

STANDESINITIATIVE
DATUM: 07.03.2000
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Eine von den Grünen unterstützte Standesinitiative des Kantons Zürich forderte die
Gleichbehandlung bei der Bemessung der AHV-Altersrenten, unabhängig vom Zivilstand
der Anspruchsberechtigten. Die Kommission des Nationalrates beantragte, der
Initiative keine Folge zu leisten. Obwohl sie die so genannte Heiratsstrafe als störend
empfand, hätten Ehepaare und registrierte Partnerschaften immer noch zahlreiche
Vorteile in der AHV gegenüber Konkubinatspaaren. Der Nationalrat folgte seiner
Kommission und gab der Standesinitiative keine Folge. 51

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.05.2009
LINDA ROHRER

Krankenversicherung

Mit einer grossen Mehrheit von 137 zu 9 Stimmen hatte der Grosse Rat des Kantons Bern
im Frühling 2015 entschieden, den Bundesrat mit einer Standesinitiative zu
beauftragen, im Rahmen der Wirkungsanalyse der Spitalfinanzierung zu überprüfen,
welche Kantone Investitionen und gemeinwirtschaftliche Leistungen ihrer
Leistungserbringenden mit Steuergeldern finanzierten. Letzteres sei gemäss KVG nicht
erlaubt, komme aber dennoch vor und bringe Wettbewerbsvorteile für die
Leistungserbringer der entsprechenden Kantone mit sich, erklärte der Grosse Rat seine
Initiative. Zur Berechnung der OKP-Tarife würden diejenigen Spitäler als Referenz
gelten, welche die Leistungen qualitativ gut und günstig erledigten. Der Kanton Bern
habe keine Möglichkeit, seine zahlreichen Spitäler mit Steuergeldern zu unterstützen
und sei deshalb gegenüber anderen Kantonen im Nachteil. 
Nach Anhörung einer Vertretung des Initiativkantons Anfang 2016 entschied die SGK-SR,
eine Machbarkeitsstudie zur «Finanzierung von Investitionen und
gemeinwirtschaftlichen Leistungen von Spitälern» abzuwarten. Diese erlaubte es ihr im
Sommer 2016 festzustellen, dass sich die Transparenz bezüglich der entsprechenden
Finanzierung zwar verbessert habe, die Daten aber noch immer keine kantonalen oder
zeitlichen Vergleiche erlaubten. Daher nahm sie das Anliegen in ihre Motion
«Transparenz bei der Spitalfinanzierung durch die Kantone (Mo. 16.3623)» auf, im
Rahmen welcher die direkten und indirekten Subventionen der Kantone an ihre
Leistungserbringer untersucht werden sollen. Einen gesetzgeberischen
Handlungsbedarfs machte die Kommission jedoch nicht aus und beantragte daher
einstimmig, der Standesinitiative keine Folge zu geben. 

Der Ständerat behandelte die Standesinitiative zusammen mit der entsprechenden
Motion der SGK-SR in der Herbstsession 2016. Gesundheitsminister Berset erklärte die
ablehnende Haltung des Bundesrates gegenüber der Motion: Erstens handle es sich
dabei eigentlich um ein Postulat. Dieses fordere einen Bericht, obwohl die
Machbarkeitsstudie gezeigt habe, dass die entsprechenden Daten im Moment nicht
vorhanden seien. Rückwirkend könnten die entsprechenden Daten kaum noch
zusammengetragen werden. Stattdessen könne man prüfen, ob solche Zahlen zukünftig
erhoben werden sollen; dies falle aber eigentlich in die Zuständigkeit der Kantone. Der
Bundesrat unterstütze daher lieber die diesbezüglichen Bemühungen der Kantone, da
dies erfolgsversprechender sei als der vorliegende Vorstoss. Diese Argumentation
überzeugte die kleine Kammer nicht, sie nahm die Motion ihrer SGK an und lehnte die
bernische Standesinitiative stillschweigend ab. 

Im November 2016 beschäftigte sich die SGK-NR mit der Standesinitiative des Kantons

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.09.2016
ANJA HEIDELBERGER
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Bern und empfahl ihrem Rat mit 19 zu 0 Stimmen (bei einer Enthaltung), der Lösung
ihrer Schwesterkommission zuzustimmen, das Anliegen in einer Kommissionsmotion
fortzuführen und der Standesinitiative keine Folge zu geben. Stillschweigend folgte der
Nationalrat in der Wintersession 2016 dem Antrag seiner Kommission. 52

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Drei Standesinitiativen der Kantone Bern (Verschärfungen bei der Ausrichtung der
Nothilfe an kooperationsunwillige Ausländer (05.302  und 05.304)) und St. Gallen
(zeitliche Ausdehnung der Vorbereitungshaft bei Ausländern, von denen vermutet
werden kann, dass sie ihre Ausweispapiere vernichtet haben, um einer Ausschaffung zu
entgehen (03.300)), wurden von beiden Kammern diskussionslos abgelehnt, da die
Anliegen im Rahmen der Revision der Ausländergesetzgebung thematisiert worden
seien. In gleicher Weise wurde eine Standesinitiative des Kantons Waadt verworfen, die
eine Lockerung bei den Kurzarbeitsbewilligungen für die Bereiche Landwirtschaft,
Gastgewerbe und Tourismus verlangte. 53

STANDESINITIATIVE
DATUM: 09.06.2006
MARIANNE BENTELI

Asylpolitik

Dennoch wuchs der Druck aus den Kantonen weiter. Im Anschluss an die Beratung des
Berichtes des Bundesrates zur Ausländer- und Asylpolitik behandelte der Ständerat
eine Standesinitiative des Kantons Zürich, welche eine jährliche Kontingentierung der
einreisenden Asylbewerber, eine Beschleunigung des Verfahrens und eine
unverzügliche Ausreise im Fall der Wegweisung sowie mehr entwicklungspolitische
Massnahmen in den Herkunftsländern verlangte. Unter Hinweis auf die internationalen
Konventionen lehnte der Rat den ersten Punkt der Initiative ab und schrieb die
restlichen Forderungen als erfüllt ab. Das Aargauer Parlament beschloss, eine noch
weiter reichende Standesinitiative einzureichen, welche Asylnotrecht,
Kontingentierung und sofortige Ausschaffung illegal Eingereister verlangt. Der Grosse
Rat des Kantons Luzern hiess ebenfalls eine Standesinitiative gut, welche aber deutlich
moderater ist; er wollte denn auch sein Begehren, welches unter anderem mehr
kantonale Kompetenzen bei der Erteilung von Härtefallbewilligungen fordert, als
deutliches menschliches Gegenzeichen zu jener des Kantons Aargau verstanden wissen.
Im Kanton Thurgau reichte die SVP eine Volksinitiative für eine Standesinitiative ein,
welche die Einführung einer Quotenregelung anstrebt. Hingegen wies der Solothurner
Kantonsrat mit deutlicher Mehrheit eine diesbezügliche Motion der Auto-Partei ab. 54

STANDESINITIATIVE
DATUM: 03.10.1991
MARIANNE BENTELI

Ebenfalls zurückgewiesen wurde die zentrale Forderung einer Standesinitiative des
Kantons Zürich, welche vom Bundesrat eine Stabilisierung der Asylbewerberzahlen
verlangte. Zwei weitere Punkte der Initiative – Beschleunigung des Verfahrens und
Präventivmassnahmen im Bereich der Aussenpolitik, des Aussenhandels und der
Entwicklungspolitik – wurden als erfüllt abgeschrieben. 55

STANDESINITIATIVE
DATUM: 31.01.1992
MARIANNE BENTELI

Familienpolitik

La commission des affaires juridiques du Conseil national (CAJ CN) a suivi son
homologue du Conseil des Etats en donnant suite à une initiative cantonale zurichoise
qui demande qu’une base légale soit créée afin d’harmoniser les avances et le
recouvrement des pensions alimentaires. 56

STANDESINITIATIVE
DATUM: 31.08.2012
EMILIA PASQUIER

En 2010, le canton de Berne déposait une initiative demandant à l’Assemblée fédérale
l’édiction des bases légales nécessaires à l’introduction d’un congé rémunéré pour les
parents d’enfants souffrant d’une grave maladie. La Commission de la sécurité sociale
et de la santé publique du Conseil national a donné suite en août 2014 à l’initiative,
suivie en novembre par son homologue du Conseil des Etats. 57

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.08.2014
SOPHIE GUIGNARD
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Le Conseil national a décidé par 122 voix contre 65 de classer l'initiative cantonale
bernoise qui demandait un congé rémunéré pour les parents d’enfants souffrant
d’une grave maladie. 58

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.06.2019
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil d'Etat a suivi la chambre basse lors de la session d'hiver 2019, en classant
l'initiative cantonale bernoise qui demandait un congé rémunéré pour les parents
d’enfants souffrant d’une grave maladie. La décision a été prise sans débat, l'objet de
l'initiative étant traité dans le cadre de la loi fédérale sur l'amélioration de la
conciliation entre activité professionnelle et prise en charge des proches. 59

STANDESINITIATIVE
DATUM: 04.12.2019
SOPHIE GUIGNARD

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

Nachdem der Nationalrat der Solothurner Standesinitiative für ein
Stipendienrahmengesetz 2010 Folge gegeben hatte, entschied der Ständerat mit
Hinweis auf das Stipendienkonkordat der EDK im Sommer des Berichtsjahrs mit 22 zu
acht Stimmen erneut und definitiv dagegen. Das Konkordat zur Harmonisierung der
kantonalen Ausbildungsbeiträge war bis Ende 2011 durch acht Kantone (BS, FR, GR, NE,
TG, VD, BE, TI) ratifiziert worden. Folgerichtig und mit der gleichen Anzahl ablehnender
Stimmen stellte sich die Kleine Kammer auch gegen eine Stipendieninitiative der WBK-
NR. Damit waren beide Vorstösse endgültig vom Tisch. Die Sammelfrist für die
eidgenössische „Stipendieninitiative“ läuft Anfang 2012 ab. 60

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.06.2011
SUZANNE SCHÄR

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

In der Sommersession 2008 reichten die Kantone Bern, Freiburg, St. Gallen, Tessin und
Zug Standesinitiativen ein, welche alle im Kern dasselbe forderten: einen stärkeren
Jugendschutz vor gewaltvollen Videospielen. Die Forderungen reichten von einem
gezielten schweizweiten Schutz von Jugendlichen und Kindern vor solchen Spielen, mit
einer einheitlichen Alterskennzeichnung und einem Verkaufsverbot von nicht
altersgerechten Computer- und Videospielen als Mindestforderung (Kt.Iv. ZG 10.302),
über ein generelles Herstellungs- und Verkaufsverbot (Kt.Iv. BE 08.316, Kt.Iv. TI 09.314,
Kt.Iv. FR 09.332), bis hin zu einem Herstellungs- und Verkaufsverbot mit zusätzlichem
Ausbau des Jugendschutzes (Kt.Iv. SG 09.313). Im Sommer 2010 hiessen die beiden Räte
zwei Motionen gut, die ebenfalls ein Verkaufsverbot (Mo. 07.3870), oder gar ein
Herstellungs- und Verkaufsverbot (Mo. 09.3422) verfolgten. Da es keinen Sinn ergebe,
dass sich das Parlament parallel über dieselbe Gesetzesvorlage beuge wie der
Bundesrat, die RK-SR den dringenden Handlungsbedarf in diesem Bereich jedoch
anerkenne, entschied sie in der Frühlingssession 2011 einstimmig, den Gesetzesentwurf
des Bundesrates abzuwarten und die Beratung der Standesinitiativen damit für mehr
als ein Jahr auszusetzen. Die RK-NR folgte ihrer Schwesterkommission und Stände-
und Nationalrat nahmen den Antrag auf Sistierung in der Herbst- und Wintersession
2011 stillschweigend und diskussionslos an. 61

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.06.2011
SARAH KUHN

Sprachen

Der Kanton Bern reichte eine Standesinitiative ein, welche die Bundesbehörden
auffordert, den mehrsprachigen Kantonen für die besonderen Leistungen zur
Erhaltung und Förderung ihrer Sprachenvielfalt eine Unterstützung des Bundes zu
gewähren. 

Vgl. Standesinitiative Freiburg 1990. 62

STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.11.1991
MARIANNE BENTELI
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Die kleine Kammer lehnte auf Antrag ihrer Kommission diskussionslos drei
ähnlichlautende Standesinitiativen der Kantone Bern, Freiburg und Wallis ab, welche
verlangten, der Bund solle die zweisprachigen Kantone bei ihren besonderen
Leistungen zur Erhaltung und Förderung der Mehrsprachigkeit finanziell unterstützen.
Die Kommission stellte in Aussicht, dass je nach Ausgestaltung des Sprachenartikels
gewisse Beiträge eventuell möglich werden könnten, betonte aber auch ganz klar, dass
die Mehrsprachigkeit eines Kantons nicht in erster Linie eine Belastung, sondern eine
Bereicherung von nicht zu unterschätzendem Wert darstelle. 63

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.06.1994
MARIANNE BENTELI

Nach dem Ständerat lehnte auch der Nationalrat diskussionslos und mit deutlicher
Mehrheit drei Standesinitiativen der Kantone Bern, Freiburg und Wallis ab, mit denen
diese eine Bundesentschädigung für ihre durch die Zweisprachigkeit bedingten
Mehrkosten verlangten. Die grosse Kammer übernahm dabei die Argumentation des
Ständerates und ihrer vorberatenden Kommission, wonach Zwei- und Mehrsprachigkeit
im administrativen und im schulischen Bereich zwar zusätzliche Kosten verursache,
eine Sprachenvielfalt innerhalb der Kantonsgrenzen aber bereichernd sei. Einzelne
Sprecher machten geltend, für die Unterstützung der mehrsprachigen Kantone könne
es auch noch andere Wege als jene über direkte Bundessubventionen geben, so etwa
über den interkantonalen Finanzausgleich. 64

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.02.1995
MARIANNE BENTELI
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